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Rechtsprechung
Familienrecht

§ 19 ff. FGB; Ziff. 1.6. der Unterhaltsrichtlinie.
Erhält ein volljähriger Student wesentlich höhere Leistungen 
als ein Grundstipendium von 200 M, ist im Einzelfall zu prü­
fen, ob eine weitere Unterhaltszahlung zu bejahen oder zu 
verneinen ist. Hierbei bietet die Richtsatztabelle der Unter­
haltsrichtlinie einen festen Ausgangspunkt, weil sie die Höhe 
des Unterhalts, bezogen auf die wirtschaftliche Situation des 
Unterhaltsverpflichteten, als einheitliche Orientierung fest­
legt.
OG, Urteil vom 19. Februar 1988 - OFK 3/88.

Der Kläger hat nach dreijährigem aktivem Wehrdienst am
1. November 1986 ein Studium aufgenommen. Er bezieht 
200 M Grund- und 100 M Zusatzstipendium. Mit der Klage 
beantragte er, den Verklagten zu verurteilen, an ihn von No­
vember 1986 bis Juli 1987 monatlich 40 M und ab August 1987 
monatlich 50 M Unterhalt zu zahlen.

Der Verklagte hat ein Nettoeinkommen von monatlich 
700 M. Bis zum Juli 1987 war er für zwei weitere Kinder, ab 
August 1987 ist er für ein weiteres Kind unterhaltspflichtig.

Das Kreisgericht hat den Verklagten verpflichtet, an den 
Kläger für die Zeit bis Juli 1987 monatlich 30 M und ab 
August 1987 monatlich 40 M Unterhalt zu zahlen.

Die Berufung des Verklagten hat das Bezirksgericht als 
unbegründet abgewiesen.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Käs- 
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.

Aus der Begründung:
Das Urteil des Bezirksgerichts verletzt § 19 ff. FGB und 
Ziff. 1.6. der Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts 
über die Bemessung des Unterhalts für Kinder — Unterhalts­
richtlinie - vom 16. Januar 1986 (GBl. I Nr. 5 S. 41; N J 1986, 
Heft 3, S. 97 ff.).

Das Bezirksgericht ist in rechtlicher Hinsicht zutreffend 
davon ausgegangen, daß der Kläger in einem kontinuierlichen 
Entwicklungsweg ein Studium aufgenommen hat, so daß sein 
Antrag auf Unterhaltszahlung nach § 17 ff. FGB und Ziff. 1.6. 
der Unterhaltsrichtlinie zu beurteilen war.

Das Bezirksgericht hat sich jedoch unzureichend mit den 
wirtschaftlichen Verhältnissen beider Prozeßparteien befaßt 
und Ziff. 1.6. zweiter Absatz der Unterhaltsrichtlinie nicht 
beachtet. Danach ist als Unterhaltsbeitrag bei einem Grund­
stipendium von 200 M die Hälfte des Unterhalts, der nach der 
Richtsatztabelle für die 2. Altersstufe zu zahlen ist, und bei 
einem höheren Stipendium weniger als die Hälfte festzuset­
zen bzw. es besteht überhaupt kein Unterhaltsanspruch.

Ob eine weitere Unterhaltszahlung zu bejahen oder zu ver­
neinen ist, wenn ein Student wesentlich mehr als ein Grund­
stipendium von 200 M erhält, ist im Einzelfall zu prüfen. 
Dabei ist von dem allgemeinen Erfordernis der Unterhalts­
rechtsprechung auszugehen, die Unterhaltsbedürftigkeit stets 
im Verhältnis zur wirtschaftlichen Lage des Unterhaltsver­
pflichteten zu betrachten (Ziff. 1.1. der Unterhaltsrichtlinie). 
Hierbei bietet die Richtsatztabelle der Unterhaltsrichtlinie 
einen festen Ausgangspunkt, weil sie die Höhe des Unterhalts, 
bezogen auf die wirtschaftliche Situation des Unterhaltsver­
pflichteten — die durch sein Nettoeinkommen und die Ge­
samtzahl seiner weiteren Aufwendungs- bzw. Unterhaltsver­
pflichtungen (§§ 12, 17 FGB) bestimmt ist — als einheitliche 
Orientierung festgelegt.

Auf der Grundlage der Richtsatztabelle läßt sich im Hin­
blick auf ihr Anliegen und ihre Ausgangspunkte auch eine 
Antwort auf die Frage ableiten, ob ein Student noch von 
seinem Vater bzw. seiner Mutter Unterhalt zu erhalten hat 
oder nicht. Eine weitere Unterhaltsleistung ist im Hinblick 
auf die konkreten wirtschaftlichen Verhältnisse des Unter­
haltsverpflichteten und des -berechtigten dann nicht mehr zu 
bejahen, wenn dessen Stipendium den Betrag erreicht oder

übersteigt, der sich ergäbe, wenn er zu einem Grundstipen­
dium von 200 M einen vollen Unterhaltsbeitrag bekäme.

Im vorliegenden Fall läge ein voller Unterhalt für die
2. Altersstufe nach der Richtsatztabelle unter Beachtung von 
einer bzw. zwei weiteren Unterhaltsverpflichtungen bei 85 M 
bzw. 100 M. Der Höchstbetrag würde also 285 M bzw. 300 M 
betragen. Unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage 
des Verklagten ist deshalb eine weitere Unterhaltsbedürftig­
keit des Klägers zu verneinen.

Anmerkung:
Mit der vorliegenden Entscheidung wird die Aussage der 
Z i f f .  1.6. der Unterhaltsrichtlinie, daß ein volljähriger Student 
je nach der Höhe seines Stipendiums (oder weiterer Ein­
künfte) und je nach der wirtschaftlichen Lage des Unterhalts­
verpflichteten keinen Unterhaltsanspruch mehr hat, erstmals 
durch ein Kassationsurteil des Obersten Gerichts konkreti­
siert. Die sehr wenigen Gerichtsverfahren, in denen über 
Unterhaltsansprüche volljähriger Studenten zu entscheiden 
ist, lassen erkennen, daß bei höherem Stipendium keine hin­
reichende Sicherheit in der Bestimmung der Unterhaltshöhe 
bzw. zur Beendigung der Unterhaltspflicht besteht. Die Aus­
sage der Z i f f .  1.6. der Unterhaltsrichtlinie, daß bei einem 
Grundstipendium von 200 M ein halber Unterhaltsbeitrag zu 
zahlen ist, bietet e i n e n  festen Ausgangspunkt. Aus dem Ur­
teil ergibt sich eine weitere sichere Aussage, und zwar für die 
Prüfung, ob ein volljähriger Student noch einen Unterhaltsan- « 
Spruch hat oder nicht.

Das Urteil geht von dem aus den Unterhaltsbestimmungen 
des FGB abgeleiteten Grundsatz aus, daß der Ausgangspunkt 
für die Festsetzung der Höhe des Unterhalts die wirtschaft­
lichen Verhältnisse beider Elternteile sind, die die Bedürfnisse 
der Kinder bestimmen ( Z i f f .  1.1. letzter Satz der Unterhalts­
richtlinie).

Auf der Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
— wie sie im Einzelfall durch das Nettoeinkommen des Unter­
haltsverpflichteten und die Gesamtzahl der weiteren Auf­
wendungs- bzw. Unterhaltsverpflichtungen bestimmt ist — be­
ruht auch die Richtsatztabelle der Unterhaltsrichtlinie. Sie 
steht inhaltlich in unmittelbarer Beziehung zu den grundle­
genden Aussagen der gesamten Z i f f .  1.1. der Unterhaltsricht­
linie. Auch Z i f f .  1.6. zweiter Absatz der Unterhaltsrichtlinie 
folgt mit der Aussage: „Zwischen der wirtschaftlichen Lage 
des Unterhaltsverpflichteten und des Studenten muß ein an­
gemessenes Verhältnis bestehen“ dem angeführten Grundsatz 
der Z i f f .  1.1. Die Beziehung zwischen der wirtschaftlichen Lage 
des Unterhaltsverpflichteten, der Höhe des Unterhalts und 
der Frage, ob überhaupt bei eigenem Einkommen des Unter­
haltsberechtigten noch eine Unterhaltsbedürftigkeit besteht, 
bestimmt im übrigen z. B. auch die Unterhaltsbeziehungen 
zwischen geschiedenen Ehepartnern (vgl. Materialien der 
14. Plenartagung des Obersten Gerichts in NJ 1975, H e f t  1 0 ,
S .  2 9 2  f f . ) .

Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Unterhaltsverpflich­
teten sind also ein Dreh- und Angelpunkt für die Bestimmung 
der Unterhaltshöhe, für die Richtsatztabelle zur Unterhalts­
festlegung bei Kindern und für die Prüfung der Unterhalts- , 
bedürftigkeit bei eigenen Einkünften des Unterhaltsberechtig­
ten. Das vorstehende Urteil nutzt diese Beziehung, indem es 
aus der Richtsatztabelle für Unterhaltsansprüche nach Z i f f .  1.6. 
der Unterhaltsrichtlinie eine obere Begrenzung ableitet. Dem 
liegt die Überlegung zugrunde, ähnlich wie bei der Aussage 
in Z i f f .  1.6. — bei 200 M Grundstipendium einen halben Unter­
haltsbetrag festzusetzen — aus der Verbindung von Richtsatz­
tabelle und wirtschaftlichen Verhältnissen des Unterhaltsver­
pflichteten eine weitere feste Orientierung abzuleiten — näm­
lich kein Unterhaltsanspruch mehr, wenn die Einkünfte des 
Studenten den Betrag erreichen oder übersteigen, der sich 
drgähe, wenn zu 200 M Grundstipendium ein voller Unter­
haltsbetrag nach der Richtsatztabelle hinzukäme. Das ist eine 
einfache rechnerische Überlegung, die für die Gerichte wie für


